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Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Kroatien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen samt Protokoll 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK KROATIEN ZUR 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN 

VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

Die Republik Österreich und die Republik Kroatien, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen, 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel! 

PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rü.cksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertrags staats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamtein­
kommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden, 
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen 
Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
a) in Österreich: 

(i) die Einkommensteuer; 
(ii) die Körperschaftsteuer; 

(iii) die Grundsteuer; 
(iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
(v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

a) in Kroatien: 
(i) die Gewinnsteuer und 

(ii) die Einkommensteuer. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen wesentlichen Änderungen mit. 
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2 354 der Beilagen 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
a) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die Republik Österreich; 
b) bedeutet der Ausdruck "Kroatien" das Staatsgebiet der Republik Kroatien sowie die Meeres­

gebiete, einschließlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes, die sich an die äußeren 
Grenzen der Hoheitsgewässer anschließen, in denen die Republik Kroatien in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht und dem Recht der Republik Kroatien Hoheitsrechte und Jurisdiktion 
ausübt; 

c) umfaßt der Ausdruck ,,Person" natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen Personen­
vereinigungen ; 

d) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die für die Besteue­
rung wie juristische Personen behandelt werden; 

e) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

f) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem Vertrags­
staat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen 
Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

g) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 
i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

ii) in Kroatien: den Finanzminister oder dessen bevollmächtigten Vertreter. 
h) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger" 

i) jede natürliche Person, die die Staatsbürgerschaft eines Vertragsstaats besitzt; 
ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 

in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des Ortes ihrer Errichtung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfaßt auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der 
Ausdruck umfaßt jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem 
Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in bei den Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 
a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 

verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in 
dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 
sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 
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ArtikelS 

BET-RIEBSSTÄ TTE 

3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,,Betriebsstätte" eine feste Geschäftsein­
richtung, durch die die Tätigkeit eines Unterneqmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck "Betriebsstätte" umfaßt insbesondere~ 
a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und 
f) ein Bergwerk, ein ÖI- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 

Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebsstätten: 
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 

Waren des Unternehmens benutzt werden; 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, Aus­

stellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck unter­

halten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 

Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 

Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a) bis e) genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fUr alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebsstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(l) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertrags staats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
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unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte werden die für diese Betriebsstätte entstan­
denen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum 
Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebsstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Gewinne" umfaßt auch Gewinne eines Gesell­
schafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Österreichs auch aus der 
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertrags staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertrags staat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 
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(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Wenn 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die bei den Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertrags staat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) a) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Empfanger der Dividenden der Nutzungsberechtigte ist, 15 vom Hundert des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

b) Ist der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft Gedoch keine Personengesellschaft), die 
unmittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt, dürfen diese Dividenden, vorbehaltlich des Artikels 23 Absatz 1 lit. c), nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Nutzungsberechtigte ansässig ist. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen die 
Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nicht aus­
geschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertrags staat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Diese Zinsen dürfen jedoch auch in dem Vertrags staat, aus dem sIe stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber; wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 5 Vom Hundert des Bruttbbetrags der Zinsen nicht übersteigen. 
Die zuständigen Behörden regeln im gegenseitigen Einvernehmen, wie diese Begrenzl1hgsbestimmung 
durchzuführen ist. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aUs öffentiichen Ahleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbUndenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aUs dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eifie selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehöft. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertrags staat eine Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und ml eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichti­
gung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
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Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertrags staat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

. (2) Gewinri~ aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvennögen einer Betriebs­
~tätte ist, die ein Unternehmen eines Vertrags staats im anderen Vertragsstaat hat, öder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, . die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbsiäridigen Aibeit iin anderen Veftragssta3t zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerurig einer soichen Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solCHen festen Einrichturig erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

. . (3) Gewinne aus der Veräußerimg von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieljen werden, voii Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden; in dem sich der Ort der tatsächllchen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Gewinne äus der Veräußerung des in den Absätzen 1,2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
hur in dem Vertt'agsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertrags staat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß der 
Person im anderen Vertrags staat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste. Einrichtung zur 
Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck "freier Beruf' umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der 
Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im betreffenden Kalenderjahr im anderen Staat insgesamt nicht länger als 
183 Tage aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselb­
ständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes,das der Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 
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Artikel 16 

AUFSICHTS RA TS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertrags staat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer 
Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als Sportler 
aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertrags staat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

ÖFFENTLICHER DIENST 

(1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. . 

b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 
(i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

(ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

(2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die dem österreichischen Handelsdelegierten in Kroatien und 
den Mitgliedern dieser österreichischen Außenhandelsstelle ebenso wie für Vergütungen, die dem 
kroatischen Handelsdelegierten in Österreich sowie den Mitgliedern dieser kroatischen Außenhandels­
stelle gezahlt werden. 

(4) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörper­
schaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 und 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

STUDENTEN 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich 
zum Studium oder zur Ausbildung autbält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 
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Artikel 21 

ANDERE EINKÜNFTE 

9 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die 
Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem 
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 22 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertrags staat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertrags staat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertrags staat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

(1) Bei einer in Österreich ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 
a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 

Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Kroatien besteuert werden, so 
nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. b) bis d) und des Absatzes 3 diese Einkünfte oder dieses 
Vermögen von der Besteuerung aus. 

b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikel 10 Absatz 2 lit. a) und 
Artikel 11 Absatz 2 in Kroatien besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Kroatien gezahlten 
Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Kroatien bezogenen Einkünfte entfällt. 

c) Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 lit. b), die von einer in Kroatien ansässigen 
Gesellschaft an eine in Österreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, sind vorbehaltlich der 
entsprechenden Bestimmungen des österreichischen Rechts, aber ungeachtet allHilliger nach 
diesem Recht abweichender Mindestbeteiligungserfordernisse, in Österreich von der Besteuerung 
ausgenommen. 

d) Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die in Österreich als Einkünfte 
betrachtet werden, die auf Grund dieses Abkommens in Kroatien zu besteuern sind, dürfen dessen 
ungeachtet in Österreich besteuert werden, wenn Kroatien diese Einkünfte nach Durchführung 
eines Verständigungs verfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Steuer befreit. 

(2) Bei einer in Kroatien ansässigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 
Bezieht eine in Kroatien ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese Einkünfte 
oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so rechnet Kroatien 

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

2 

354 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 41

www.parlament.gv.at



10 354 der Beilagen 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung ennittelten 
Steuer vom Einkommen oder vom Vennögen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die in Österreich 
besteuert werden dürfen oder auf das Vennögen, das in Österreich besteuert werden darf, entfällt. 

(3) Einkünfte oder Vennögen einer in einem Vertrags staat ansässigen Person, die nach dem 
Abkommen von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in diesem Staat 
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vennögen der Person einbezogeri werden. 

Artikel 24 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertrags staat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, 
-vergünstigungen und -ennäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 6 oder Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, sind Zinsen, 
Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ennittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertrags­
staats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ennittlung des 
steuerpflichtigen Vennögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

Artikel 25 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertrags staats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertrags staats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertrags staats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich belJlühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Ein­
vernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vennieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 
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(4) Die zuständigen Behörden der Vertrags staaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar mi~einander verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungs­
austausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in 
einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
besteht. 

Artikel 26 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertrags staaten betreffend die 
unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht 
eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertrags staat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die 
auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 
Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 

oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 

oder des anderen Vertrags staats nicht beschafft werden können; 
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 

Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

(3) Die Anwendung dieses Artikels bleibt einem Verwaltungsübereinkommen zwischen den Finanz-
ministern vorbehalten. . 

Artikel 27 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 28 

INKRAFTTRETEN 

Dieses Abkommen tritt dreißig Tage nach dem Tag in Kraft, an dem auf diplomatischem Wege die 
spätere Mitteilung darüber erfolgt, daß die in jedem Vertrags staat vorgesehenen innerstaatlichen Ver­
fahren für das Inkrafttreten des Abkommens abgeschlossen sind. Das Abkommen findet auf Einkünfte, die 
in Steuerjahren bezogen werden, oder auf Vermögen, das in Steuerjahren besessen wird, die am oder nach 
dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, das jenem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist. 

Artikel 29 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch kann jeder der Vertrags staaten das 
Abkommen am oder vor dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf Jahren ab 
Inkrafttreten gegenüber dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen. In 
diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden auf Einkünfte, die in Steuerjahren bezogen 
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werden, und auf Vermögen, das in Steuerjahren besessen wird, die am oder nach dem 1. Jänner des 
Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr der Kündigung folgt. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 21. September 2000, in zwei Urschriften, jede in deutscher, kroatischer 
und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel ist der englische Text 
maßgebend. 

Für die Republik Österreich: 

Ferrero-Waldner 

Für die Republik Kroatien: 

Picula 
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PROTOKOLL 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik 
Kroatien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sind die Gefertigten übereingekommen, daß die folgenden Bestimmungen einen integrierenden 
Bestandteil dieses Abkommens bilden: 

Zu den Artikeln 10 und 11: 

Für den Fall, daß Österreich der Auffassung ist, daß die Artikel 10 und 11 im Vergleich mit den 
entsprechenden Bestimmungen in einem Abkommen zwischen Kroatien und einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union diskriminierend sind, haben die Vertragspartner dieses Abkommens vereinbart, 
daß sie unverzüglich die Verhandlungen über diese Bestimmungen mit dem Ziel wiederaufnehmen 
werden, diese Diskriminierung zu beseitigen. 

Auslegung des Abkommens: 

Es gilt als vereinbart, daß den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden Bestimmungen 
des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abgefaßt sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die in den OECD-Kommentaren dazu dargelegt 
wird. Die Kommentare - die von Zeit zu Zeit überarbeitet werden können - stellen eine Auslegungshilfe 
im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 dar. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten dieses Protokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 21. September 2000, in zwei Urschriften, jede in deutscher, kroatischer und 
englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel ist der englische Text 
maßgebend. 

Für die Republik Österreich: 

Ferrero-Waldner 

Für die Republik Kroatien: 

Picula 
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UGOVOR 

IZMEDU 

REPUBLIKE AUSTRIJE 

REPUBLIKE HRVATSKE 

o IZBJEGAVANJU DVOSTRUKOG OPOREZIVANJA 

POREZIMA NA DOHODAK I NA IMOVINU 

Republika Austrija i Republika Hrvatska zeleci sklopiti Ugovor 0 izbjegavanju dvostrukog 
oporezivanja porezima na dohodak i na imovinu 

utvrdile su kako slijedi u nastavku: 
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354 der Beilagen 

Clanak 1. 
OSOBE NA KOJE SE PRIMJENJUJE UGOVOR 

ovaj Ugovor primjenjuje se na osobe koje su rezidenti jedne ili obiju driava ugovornica. 

Clanak 2. 
POREZI NA KOJE SE PRIMJENJUJE UGOVOR 

(1) Ovaj se Ugovor primjenjuje na poreze na dohodak i imovinu, koje je uvela jedna od driava 
ugovornica, njezine pokrajine ili njezina tijela lokalne uprave i samouprave, neovisno 0 

nacinu na koji se ubiru. 

(2) Porezima na dohodak i na imovinu smatraju se svi porezi uvedeni na ukupni dohodak, na 
ukupnu imovinu ili na dijelove dohotka ili imovine, ukljucujuci poreze na dobitke od otudenja 
pokretne ili nepokretne imovine te poreze na ukupne iznose pla6a koje iSplacuju trgovacka 
drustva, kao i poreze na porast imovine. 

(3) Porezi na koje se primjenjuje ovaj Ugovor su posebno: 

a) u Austriji: 
(i) porez na dohodak, 
(ii) porez na dobit, 
(iii) porez na zemlju, 
(iv) porez na poljoprivredna i sumarska drustva, 
(v) porez na vrijednost neizgradenih cestica. 

b) u Hrvatskoj: 
(i) porez na dobit, i 
(ii) porez na dohodak. 

(4) Ovaj Ugovor primjenjuje se i na bitno slicne poreze koji budu uvedeni nakon dana 
potpisivanja ovog Ugovora uz navedene poreze ili umjesto njih. Nadlezna tijela drtava 
ugovornica priopcavat ce jedna drugima bitne promjene u svojim poreznim zakonima. 

Clanak 3. 
OPGE DEFINICIJE 

(1) Za potrebe ovog Ugovora ako iz konteksta ne proizlazi drukcije: 

a) izraz "Austrija" oznacava Republiku Austriju, 

b) izraz "Hrvatska" znaci ddavno podrucje Republike Hrvatske, kao i podrucja mora koja se 
nastavljaju na vanjsku granicu teritorijalnog mora, ukljucujuci morsko dno i podzemlje, na 
kojima Republika Hrvatska, U skladu 5 medunarodnim pravom i zakonima Republike 
Hrvatske, vrsi suverena prava i jurisdikciju; 

c) izraz "osoba" ukljucuje fizicku osobu, drustvo i bilo koju drugu skupinu osoba, 

d) izraz "drustvo" oznacava svaku pravnu osobu iIi drugi organizacijski oblik koji se u svrhe 
oporezivanja smatra pravnom osobom, 

e) izrazi "drustvo driave ugovornice" i "drustvo druge dri:ave ugovornice" oznacavaju na 
odgovarajuci nacin trgovacko drustvo kojim upravlja rezident driave ugovornice ili 
trgovacko drustvo kojim upravlja rezident druge driave ugovomice, 

f) izraz "medunarodni promet" oznacava svaki prijevoz brodom ili zrakoplovom koji obavlja 
drustvo sa sjedistem stvame uprave u jednoj od ddava ugovomica, osim ako brod ili 
zrakoplov obavlja prijevoz same izmedu mjesta u drugoj driavi ugovornici, 
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g} izraz "nadlezno tijelo" znaci: 
(i) u slucaju Austrije, saveznog ministra financija ili njegovog o'o'lastenog predstavnika, 
(ii) u slucaju Hrvatske, ministra financija iIi njegovog ovlastenog predstavnika, 

h) izraz "drfavljanin" oznaea'o'a: 
(i) sve fizicke osobe koje imaju drfa'o'ljanstvo jedne od drfa'o'a ugo'o'ornica, 
(ii) svaku pravnu osobu, partnerstvo ili udruienje koji svoj status izvode iz zakona koji 

vrijede u jednoj od drfava ugovornica. 

(2) Kada ovaj Ugovor primjenjuje drfa'o'a ugovomica, svaki izraz koji u njemu nije definiran 
imal ce. os im ako sadrfaj ne zahtijeva drugacije, znacenje koje ima prema propisima te 
drfave sto se odnose na poreze na koje se primjenjuje ovaj Ugovor. 

Clanak 4. 
REZIDENT 

(1) U ovome Ugovoru izraz "rezident drfave ugovornice" oznacava svaku osobu. koja prema 
zakonima te drtave, u njoj podlijeze oporezivanju na temelju svoga prebivalista, boravista, 
mjesta uprave, sjedisla iIi nekoga drugog obiljezja slicnoga znaeenja, i takoder ukljucuje tu 
drtavu, njezine pokrajine ili njezina tijela lokalne uprave i samouprave. O'o'aj izraz, 
medutim, ne obuhvaea osobu kaja u toj drtavi podlijeze oporezivanju same s dohotkom iz 
izvora u loj ddavi jJj imovinom koja se nalazi u toj drtavi. 

(2) Ako je, prema odredbama stavka 1., fizicka osoba rezident obiju drtava ugovomica, onda 
se njezin status odreßuje na ovaj nacin: 

a) smatra se rezidentom same one ddave u kojoj ima prebivaliste, a ako ima prebivaliste 
u objema drtavama, smatrat Ce se da je rezident same one drtave s kojom ima uze 
osobne i gospodarske odnose (srediste zivotnih interesa), 

b) ako se ne mofe odrediti u kojoj! drtavi ima srediste zivotnih interesa iliako ni u jednoj 
drtavi nema prebivaJiste, smatrat ce se da je rezident samo one driave u kojoj ima 
uobi~ajeno boravlste, 

c) ako osoba ima uobicajeno boraviste U objema drtavama ifi ga nema ni u jednoj od njih. 
smatrat Ce se da je rezident same one drtave ciji je drZavljanin, 

d) ako je osoba driavljanin obiju drZava iIi nije driavljanin ni jedne od njih, nadlezna tijela 
driava ugovomica nastojat Ce rijesiti pitanje dogovorno. 

(3) Kad je zbog odredaba stavka 1. neka osoba koja nije fizicka osoba rezident obiju drtava 
ugovomica, ta da Ce se smatrati da je rezident one drta'Je ugovomice u kojaj se nalaz; 
njezino mjesto slvame uprave. 

Clanak5. 
STAlNA POSlOVNA JEDINICA 

(1) Za svrhe ovog Ugovora izraz "stalna poslovna jedinica" oznacava stalno mjesto poslovanja 
preko kojega se poslovanje druslva obavlja u cijelosti ili djelomicno. 

(2) Izraz "stalna poslovna jedinica" posebno ukljucuje: 

a) mjesto uprave, 

b) pOdrufnicu, 

c) ured, 

d) tvomicu, 
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e) radionicu, i 

f) rudnik, naftni ili plinski izvor, kamenolom ili drugo mjesto iskoristavanja prirodnih 
bogatstava. 

(3) Gradiliste ili gradevinski ili instalacijski projekt cini stalnu poslovnu jedinicu same ako traje 
dulje od 12 mjeseci. 

(4) Neovisno od prethodnih odredaba ovoga clanka, pod izrazom "stalna poslovna jedinica" ne 
podrazumijeva se: 

a) koristenje objekata iskljueivo za uSkladistenje, izlaganje iIi isporuku dobara ili robe koji 
pripadaju drustvu, 

b) odrfavanje zaliha dobar& ili robe koje pripadaju drustvu iskljueivo u svrhu uSkladistenja, 
izlaganja m isporuke, 

c) odrfavanje zaliha dobara iIi robe koje pripadaju drustvu iskljucivo u svrhu prerade koje 
obavlja drugo drustvo, 

d) odrfavanje stalnog mjesta poslovanja iskljucivo u svrhu kupnje dobara ili robe ili za 
prikupljanje podataka za drustvo, 

e) odrfavanje stalnog mjesta poslovanja iskljucivo u svrhu obavljanja drugih djelatnosti za 
drustvo koja imaju pripremno ili pomocno znaeenje, 

f) odrfavanje stalnog mjesta poslovanja iskljucivo zbog kombinacije djelatnosti spomenutih 
u pOdstavcima od a) do e) pod uvjetom da cjelokupna djelatnost stalnog mjesta 
poslovanja, koja je posljedica te kombinacije, ima pripremno ili pomocno znaeenje. 

(5) Neovisno 0 odredbama stavaka 1. i 2., kad osoba - koja nije zastupnik sa samostalnim 
statusom, na koju se odnosi stavak 6. - djeluje u ime drustva te ima ovlastenje da u jednoj 
drZavi ugovornici zakljucuje ugovore u ime tog drustva i to tamo uobicajeno cini, smatra se 
da to drustvo u toj drZavi ima stalnu poslovnu jedinicu glede svake djelatnosti koju ta osoba 
obavlja· za drustvo, osim ako su njezine djelatnosti ogranieene na djelatnosti navedene u 
stavku 4. koje ako bi se obavljale preko stalnog mjesta poslovanja, ne bi to stalno mjesto 
poslovanja cinile stalnom poslovnom jedinicom prema odredbama navedenog stavka. 

(6) Ne smatra se da drustvo ima stalnu poslovnu jedinicu u jednoj drZavi ugovornici same zato 
sto svoje poslovanje u toj drZavi obavlja preko posrednika, generalnog komisijskog 
zastupnika iIi drugog predstavnika sa samostalnim statusom ako te osobe rade u okviru 
svoje redovite poslovne djeJatnosti. 

(7) Cinjenica da drustvo koje je rezident drZave ugovornice kontrolira ili je u vecinskom 
vlasnistvu drustva koje je rezident druge drfave ugovornice iIi koje obavlja posJovanje u toj 
drugoj drfavi (preko stalne poslovne jedinice ili na drugi nacin) sama po se bi ne znaei da 
jedno drustvo moie postati stalna poslovna jedinica drugog drustva. 

Clanak 6. 
DOHODAK 00 NEKRETNINA 

(1) Dohodak koji rezident jedne drZave ugovomice ostvari od nekretnina (ukljucujuci dohodak 
od poljoprivrede ili sumarstva), koje se nalaze u drugoj drZavi ugovornici, moze se 
oporezivati u drugoj drfavi ugovomici. 

(2) Izraz "nekretnina" ima znaeenje prema propisima drZave ugovomice u kojoj se predmetna 
imovina nalazi. Taj izraz u svakome slucaju ukljucuje imovinu koja pripada uz nekretninu, 
stoku i opremu koje se koriste u poljoprivredi i sumarstvu, stvama prava na koja se 
primjenjuju odredbe optih propisa 0 vlasnistvu nad zemljom, pravo plodouzivanja 
nekretnine te prava na isplate u promjenljivom iIi utvrdenom iznosu kao naknade za 
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iskoristavanje ili pravo na iskoristavanje rudnih nalazista, izvora i drugih prirodnih 
bogatstava. Pomorski i rijecni brodovi i zrakoplovi ne smatraju se nekretninama. 

(3) Odredbe stavka 1. primjenjuju se na dohodak koji se ostvaruje od izravnog koristenja, 
davanja u zakup ili najarn te na svaki drugi nacin koristenja nekretnine. 

(4) Odredbe stavaka 1. i 3. prirnjenjuju se i na dohodak od nekretnina drustva i na dohodak od 
nekretnina koje se korlste za obavljanje samostalne djelatnosti. 

Clanak 7. 
0081T 00 POSLOVANJA 

(1) Dobit od poslovanja drustva jedne driave ugovomice oporezuje se same u toj driavi, osirn 
ako drustvo posluje u drugoj driavi ugovomici putem stalne poslovne jedinice koja se u njoj 
nalazi. Ako drustvo posluje u drugoj drfavi ugovomici putem stalne poslovne jedinice, 
poslovna dobit drustva moze se oporezivati u toj drugoj driavi, ali same onoliko dobiti 
koliko se mote pripisati taj stalnoj poslovnoj jedinici. 

(2) U skladu s odredbama stavka 3. ovoga clanka, ako drustvo driave ugovornice posluje u 
drugoj driavi ugovomici putem stalne poslovne jedinice koja se u njoj nalazi, onda se u 
svakoj driavi ugovornici toj stalnoj poslovnoj jedinici pripisuje dobit koju bi mogla ostvariti 
kad bi bila zasebno i nezavisno drustvo koje se bavi istim iIi slicnim poslovanjem pod istim 
ili slienim uvjetima te da je poslovala potpuno samostalno s drustvom cija je stalna 
poslovna jedinica. 

(3) Pri utvrdivanju dobiti stalne paslovne jedinice, priznaju se kao odbitak opravdani troskovi 
nastali za potrebe stalne poslovne jedinice. ukljucujuci upravne i opee administrativne 
troskove bilo da su ucinjeni u driavi u kojoj se nalazi stalna poslovna jedinica ili drugdje. 

(4) Ako je u driavi ugovomici uobicajeno utvrdivati dobit stalne poslovne jedinice na temelju 
raspodjele ukupne dobiti drustva na njene razlicite dijelove, stavak 2. nikako ne sprjecava 
tu driavu ugovomicu da takvom uobieajenom raspodjelom odredi oporezivu dobit. 
Prihvaceni naein raspodjele mora bit i takav da rezultat bude u skladu s nacelima sadrfanim 
u ovom C/anku. 

(5) Stalnoj poslovnoj jedinici ne pripisuje se dobit ako ta stalna poslovna jedinica same kupuje 
dobra ili robu za drustvo. 

(6) U svrhe iz prethodnih stavaka dobit koju treba pripisati stalnoj poslovnoj jedinici odreduje 
se na isti naein svake godine, osim ako ne postoji opravdan i dovoljan razlog da se postupi 
drukcije. 

(7) Ako dobit ukljucuje i dijelove dohotka koji su na poseban naein uredeni u drugim clancima 
ovog Ugovora, odredbe ovog clanka ne utjecu na odredbe tih clanaka. 

(8) Izraz -debit" kad se rabi u ovom clanku ukljucuje dobit ostvarenu od bilo kojeg partnera od 
njegovog sudjelovanja u partnerstvu i u slucaju Austrije, od sudjelovanja u tihom 
partnerstvu (Stille Gesellschaft) koje je osnovano prema austrijskom zakonu. 

Clanak8. 
POMORSKI, RIJECNII ZRACNI TRANSPORT 

(1) Dobit od koristenja brodova iIi zrakoplova u me<1unarodnom prometu oporezuje se same u 
driayi u kojoj je sjediste stvame uprave drustva. 
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(2) Dobit od koristenja rijecnih brodova u prometu na \.Inutamjim plovnim putevima oporezuje 
se same u driavi u kojoj je sjediste stvarne uprave drustva. 

(3) Ako je sjediste stvarne uprave drustva koje se bavi medunarodnim prometom ili drustva 
koje se bavi prometom na unutamjim plovnim putElvima na pomorskom ili rijecnom brodu, 
smatra se da se nalazi u driavi u kojoj je maticna IUka pomorskog iIi rijecnog broda iIi ako 
nema maticne luke, u driavi ugovornici ciji je rezident korisnik pomorskog ili rijecnog broda. 

(4) Odredba stavka 1. primjenjuje se na dobit od udjela unekom poslu, zajednickom 
poslovanju ili u nekoj medunarodnoj poslovnoj agenciji. 

Clanak 9. 
POVEZANA DRUSlVA 

Ako 

a) drustvo driave ugovornice sudjeluje izravno iIi neizravno u upravi, nadzoru iIi kapitalu 
drustva druge driave ugovornice, ili 

b) iste osobe sudjeluju izravno ili neizravno u upravi, nadzoru ili kapitalu drustva driave 
ugovornice i drustva druge dril,we ugovornice, 

i ako su u oba slucaja izmedu ta dva drustva u njihovim trgovackim i financijskim odnosima 
odredeni iIi nametnuti uvjeti razliciti od onih koji bi bili odredeni izmedu samostalnih drustava, 
dobit koja bi bez tih uvjeta nastala za jedno od drustva, ali zbog tih uvjeta nije nastala, moie se 
ukljuciti u dobit tag drustva i prema tome oporezivati. 

Clanak 10. 
DIVIDENDE 

(1) Dividende koje drustvo rezidenl driave ugovomice placa rezidentu druge driave 
ugovomice mogu se oporezivati u toj drugoj driavi. 

(2) a) Medutim, takve dividende mogu se oporezivali i u driavi ugovornici Ciji je rezident 
drustvo koje placa dividende, i to prema zakonima te drZave, ali ako je primatelj dividendi 
stvami korisnik, tada tako utvrden porez ne smije biti veci od 15% od bruto-iznosa 
dividendi. 

b) Ako je stvami korisnik drustvo (izuzimajuti partnerstvo) koje izravno posjeduje najmanje 
10% kapitala u drustvu koje placa dividende, takve dividende, koje su predmet odredaba 
clanka 23., stavka1. podstavka c, se oporezuju samo u drZavi ugovornici u kojoj je stvami 
korisnik dividendi rezident. 

Odredbe ovog stavka ne utjecu na oporezivanje dobiti drustva iz koje se placaju dividende. 

(3) Izraz "dividenda" upotrijebljen u ovomu clanku oznacava dohodak cd dionica, "jouissance" 
dionica ili "jouissance" prava, udjela u rudnicima, osnivackih udjela iIi drugih prava, koja 
nisu potrai:ivanja duga, sto sudjeljuju u dobiti te dohodak od drugih prava u drustvu koje 
podlijeie islomu poreznomu postupku kao i dohodak od dionica prema zakonima drZave 
ciji je rezident drustvo koje vrSi raspodjelu. . 

(4) Odredbe slavaka 1. i 2. ovoga clanka ne primjenjuju se ako stvarni korisnik dividendi, koji 
je rezident driave ugovomice, posluje u drugoj drZavi ugovornici ciji je je rezident drustvo 
koje isplacuje dividende preko stalne poslovne jedinice koja se nalazi u toj driavi iIi u toj 
drugoj driavi obavlja samostainu djelatnost iz stalnog sjedista u toj drZavi, a pravo na 
osnovi kojega se dividende plaeaju povezano je sa stalnom poslovnom jedinicom ili stalnim 
sjedistem. U tom se slueaju, prema potrebi, primjenjuju odredbe clanka 7. iIi clanka 14. 
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(5) Ako drustvo koje je rezident driave ugovomice ostvaruje dobit ili dohodak iz druge driave 
ugovornice. ta druga driava ne moze naplatiti nikakav porez na dividende koje isplacuje to 
drustvo. osim ako su te dividende p/aeene rezidentu te druge drZave ili ako je posjed 
dionica zbog kojih se dividende isplacuju stvamo povezan sa stalnom p051ovnom jedinicom 
ili 5a stalnim sjedistem u toj drugoj daa"i niti moze oporezivati neraspodijeljenu dobit 
drustva. pa cak ni onda ako se placene dividende ili neraspodijeljena dobit u cijelosti ili 
djelomicno sastoje od dobiti ili dohotka nastalog u toj drugoj driavi. 

Clanak 11. 
KAMATE 

(1) Kamate nastale u driavi ugovomici. a isplacene rezidentu druge driave ugovornice. mogu 
se oporezivati u toj drugoj drZavi. 

(2) Medutim, takve kamate mogu se oporezivati u daavi ugovornici u kojoj nastaju. i to 
sukladno sa zakonima te driave. ali ako je stvami korisnik kamata rezident druge driave 
ugovomice, tada tako utvrden porez ne smije biti veci od 5% od bruto iznosa kamata. 
Nadlezna tijela drfava ugovomica Ce dogovomo urediti nacin primjene ovog ogranicenja. 

(3) Izraz "kamate", za potrebe ovog clanka, oznacava prihod od potrazivanja duga svake vrste. 
bilo da je ili da nije osigurano zalogom i bilD da nosi iIi da ne nosi pravo udjela u dobiti 
duznika, a posebno prihod od vladinih vrijednosnica i prihod od obveznica i zaduznica. 
ukljueujuci premije i nagrade u svezi s tim vrijednosnicama, obveznicama i zaduznicama. 
Zatezne kamate zbog zakasnjela placanja ne smatraju se kamatama u smislu ovoga 
clanka. 

(4) Odredbe stavka 1. i 2. ne primjenjuju se ako stvami korisnik kamala, koji je rezident drfave 
ugovomice, posluje u drugoj driavi ugovomici, u kojoj su te kamate nastale, putem stalne 
poslovne jedinice koja se u njoj nalazi ili u toj drugoj driavi obavlja samostainu djelatnost iz 
stalnog sjedista u njoj, ~ potrativanje duga na koje se placaju kamate stvamo je povezano 
s takvom stalnom poslovnom jedinicom ili stalnim sjedistem. U tom se slucaju, prema 
potrebi, primjenjuju odredbe Clanka 7. iIi Clanka 14. 

(5) Smatra se da kamate nastaju u driavi ugovornici kad je isplatitelj ta drfava, lokalno tijelo iIi 
rezident te driave. Medutim, ako isplatitelj kamata, bez obzira da li je rezident driave 
ugovomice ili nije, u driavi ugovornici ima stalnu poslovnu jedinicu i1i stalno sjediste u vezi 
s kojima je dugovanje nastalo, za koje se placaju kamate i takve kamate snosi stalna 
poslovna jedinica ili stalno sjediste, tada se smatra da kamate nastaju u toj drfavi u kojoj 
se nalazi stalna poslovna jedinica ili stalno sjediste. 

(6) Ako je, zbog posebnog odnosa izmedu isplatitelja i stvarnog korisnika ili izmedu njih oboje i 
neke druge osobe, iznos kamata, uzimajuci u obzir potrazivanje duga za koji se one 
plaeaju, veci od iznosa koji bi bio ugovoren izmedu isplatitelja i stvamog korisnika da nema 
takva odnosa, odredbe ovog clanka primjenjuju se same na zadnje spomenuti iznos. U 
takvom se slucaju vise placeni iznos oporezuje prema zakonima svake drfave ugovomice, 
uZimajuCi u obzir druge odredbe ovog Ugovora. 

Clanak 12. 
AUTORSKE NAKNADE 

(1) Autorske naknade nastale u driavi ugovomici i ciji je vlasnik rezident druge driave 
ugovomice oporezuju se same u toj drugoj drZavi. 

(2) Izraz "autorsKe naknade", koji se rabi u ovomu Clanku, oznaeava sva placanja primijena 
kao naknade za koristenje ili za pravo koristenja bilD kojeg autorskog prava na knjizevno, 
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umjetnicko ili znanstveno djelo, ukljucujuci kinematografske filmove. svakog patenta, 
zastitnog znaka, nacrta ili modela, plana, tajne formule ili postupka ili za obavijesti koje se 
odnose na industrijsko, trgovacko ili znanstveno iskustvo. 

(3) Odredbe stavka 1. ne primjenjuju se ako stvarni korisnik autorske naknade. koji je rezident 
driave ugovomice. posluje u drugoj drZavi ugovornici u kojoj nastaju autorske naknade 
putem stalne poslovne jedinice koja se u njoj nalazi ili u toj drugoj driavi obavlja 
samostaInu djeJatnost ;z 5talnog sjedista koje se u njoj nalazi, a prava i imovina temeijem 
kojih se autorska. prava isplacuju stvarno su povezana stakvom stalnom poslovnom 
jedinicom ili stalnim sjedistem. U tom se slucaju, prema potrebi, primjenjuju odredbe clanka 
7. ili clanka 14. 

(4) Ako je, zbog posebnog odnosa izmedu isplatitelja i stvarnog korisnika iIi izmedu njih oboje i 
neke druge osobe, iznos autorskih naknada, uzimajuci u obzir kOristenje, pravo ili podatke 
za koje su one plaeene, veci od iznosa koji bi bio ugovoren izmedu isplatitelja i stvamog 
korisnika da nema takva odnosa, odredbe ovoga clanka primjenjuju se same na potonji 
iznos. U takvu je slucaju vise placeni iznos oporeziv prema zakonima svake drZave 
ugovomice, uzimajuci u obzir druge odredbe ovog Ugovora. 

Clanak 13. 
DOBIT 00 OTUBENJA IMOVINE 

(1) Dobit koju rezident driave ugovomice ostvari od otudenja nekretnina navedenih u clan ku 
6., a koje se nalaze u drugoj drZavi ugovomici, moze se oporezivati u toj drugojdriavi. 

(2) Dobit od otudenja pokretne imovine koja cini dio poslovne imovine stalne poslovne jedinice 
koju drustvo drZave ugovornice ima u drugoj drZavi ugovornici iIi pokretne imovine koja 
pripada stalnom sjedistu rezidenta driave ugovornice u drugoj drZavi ugovornici za svrhe 
obavljanja samostalne djelatnost;, ukljucujuci dobit od otudenja takve stalne poslovne 
jedinice (same iIi zajedno sa cijelim drustvom) iIi takvog stalnog sjedista. maze se 
oporezivati u toj drugoj drZavi. . 

(3) Dobit od otudenja brodova i1i zrakoplova koji se koriste u medunarodnom prometu, rijecnih 
brodova koji se koriste u prometu na unutamjim plovnim putevima ili pokretna imovina koja 
sluzi za koristenje pomorskih brodova, zrakoplova ili rijecnih brodova oporezuje se same u 
driavi ugovomici u kojoj se nalazi sjediste stvarne uprave drustva. 

(4) Dobit od otudenja imovine na koju se ne odnose stavei 1., 2. i 3. oporezuje se same u 
driavi ugovornici u kojoj je otudltelj rezident. 

Clanak 14. 
SAMOSTALNA DJELATNOST 

(1) Dohodak koji ostvari rezident drZave ugovornice od profesiolialnih djelatnosti ili drugih 
samostalnih djelatnosti oporezuje se same u toj drZavi, osim ako u drugoj drZa,vi ugovornici 
ima stalno sjediste koje mu redovito stoji na raspolaganju za obavljanje njegovih djelatnosti. 
Ako on ima takvo stalno sjediste, dohodak se mote oporezivati u toj drugoj driavi, ali samo 
onaj dio dohotka koji se moze pripisati tom stalnom sjedistu. 

(2) Izraz "profesionalne djelatnosti" ukljucuje posebno samostalne znanstvene, knjiievne, 
umjetniCke. obrazovne iIi nastavne djelatnosti te samostalne djelatnosti lijecnika, pravnika. 
inzenjera, arhitekata, zubara i knjigovoda. 
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Clanak 15. 
NESAMOSTALNI RAD 

(1) U skladu s odredbama clanaka 16., 18. i 19., pla6e i slicna primahja, koje rezi~ent drzave 
ugovomice ostvaruje od nesamo$talnog rada, oporezuju se samo u lej drZavi, ösiiTi. kada 
se radi 0 nesamostalnom radu u drugoj dr.zavi ugovornici. Ako se radi b takvom 
nesamostalnom radu, primanje koje se od toga ostvaruje mofe se oporezivati u toj drugoj 
drZavi. 

(2) Neovisno 0 odredbama stavka 1., primanje koje rezident drZave ugovornice östliaruje od 
nesamostalnog rada u drugoj drZavi ugovornici oporezuje se same u pNospomehutbj 
drZavi ako: 

a) primatelj bCiravi u drugoj drfavi u razdoblju ili razdobljima kbja ukujJlio he tnaju duze öd 
183 dana u doticnoj kalendarskoj godini, 

b) ako primanje isplati poslodavac koji hije rezidemt druge drfave ili se ona isplate u 
njegovo ime, i 

c) ako primanje ne tereti stalnu poslovnu jedinicu ili stalno sjediste koja poslodavac ima u 
toj drugoj drfavi. 

(3) Neovisno 0 prethodnim odredbama ovoga clanka, primanja ostvarena od nesamostalnog 
rada na brodu iJi zrakoplovu koj; se koriste u medunarodnom prometu iIi na rijecnom brodu 
u prometu na unutamjim plovnim putovima, mogu se oporezivati u drfavi ugovornici u kojoj 
se nalazi sjediste stvame uprave drustva. 

Clanak 16. 
NAKNAOE tLANOVA UPRAVE 

Naknade clanova uprave i druga slicna placanja koja ostvarirezident drZave ugovomice za rad 
U svojstvu clana upravnog odbora drustva koje je rezident druge driave ugovomice mogu se 
oporezivati u toj drugoj drfavi. 

Clanak 17. 
UMJETNfCl1 $PORTASr 

(1) Neovisno 0 odredbama clanaka 14. i 15., dohodak koji ostvari rezident driave ugovomice 
kao izvodac, primjerice kao kazalisni, filmski, radijski iIi televizijski umjetnik ili glazbenik ili 
kao sportas od svoje osobne djelatnosti u drugoj drZavi ugovomici, mogu se oporezivati u 
toj drugoj driavi. 

(2) Ako dohodak od osobne djelatnosti U svojstvu izvodaea ili sportasa ne pripada izvodacuili 
sportasu, ve6 nekoj drugoj osobi, taj se dohodak neovisno 0 odredbama clanaka 7., 14. i 
15. moze oporezivati u driavi ugovomici u kojoj izvodac iIi sportas obavlja svoju djelatnost. 

Clanak 18. 
MIROVINE 

Prema odredbama clanka 19 stavka 2., mirovine j druga sliena primanja plaeena rezidentu 
driave ugovomice po osnovi prijasnjeg nesamostalnog rada, oporezuju se same u toj drfavi. 
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Clanak 19. 
DRZAVNA SLU:LBA 

(1) a) Place i slicna primanja, osim mirovine, koje driava ugOvorniöa ili njen politicki podreden 
dio ili njeno tijelo lokalne uprave i samouprave isplati nekaj fizickoj osobi za rad u driavnoj 
sluzbi ili za rad u sluzbi njene pokrajine iIi njenim tijelima lokalne uprave i samouprave 
oporezuju se same u toj driavi. 

b) Takve se prace i sricna primanja, meäutim, oporezuju same u drugoj driavi ugovornici 
ako se ta sluzba obavlja u taj driavi i aka je fizicka osoba rezldent te drf3ve koji: 
(i) je driavljanin te driave, ili 
(ii) i"lije postao rezident te driave same zB6g obavljanja te sluZbe, 

(2) a) Mirovine koje placa driava ugovornica ili njen politicki podreden dio iIi njeno tijelo lokalne 
uprave i samouprave ili sto se iz fondova te driave ili njenog politickl podredenog dijela iIi 
njenog tijela lokalne uprave i samouprave placaju nekoj fizlckoj osobi za sluzbu za tu 
driavu ili njen politicki podreden dio ili njeno tijelo lokalne uprave i samöuprave oporezuju 
se same Li toj driavi. 

b} Te mirovine, medutim, oporezuju se same u drugoj driavi ugovornici ako je fizicka osoba 
rezident i driavljanin te driave. 

(3) Odredbe stavka 1. ovog clanka primjenjivat Ce se na naknade isplacene predstavnistvu 
Austrijske Gospodarske Komore u Hrvatskoj i djelatnicima tag predstavnistva Austrijske 
Gospodarske Komore, kao i za naknade isplacene predstavniStvu Hrvatske Gospodarske 
Komore u Austriji i djelatnicima tog predstavnistva Hrvatske Gospodarske Komore. 

(4) Odredbe clanaka 15., 16., 17. i 18. primjenjuju se na pla6e i slicna primanja i mirovine koje 
se odnose na usluge pruzene u svezi 5 pos10m 5to ga vodi driava ugovornica iIi njen 
politicki podreden dio ili njeno tijelo lokalne uprave i samouprave. 

Clanak 20. 
STUDENTI 

Primitke koje student iIi vjezbenik, koji jest ili je bio neposredno prije posjeta driavi ugovornici 
rezident druge drfave ugovomice i koji boravi u prvospomenutoj drZavi iskljucivo u svrhu svog 
obrazovanja ili obuke, prima u svrhu svog uzdrZavanja, obrazovanja iIi obuke, uz uvjet da ti 
primitci proizlaze iz izvora izvan te drZave, ne oporezuju se u toj driavi. 

Clanak 21. 
OST All DOHODAK 

(1) Dijelovi dohotka rezidenta driave ugovornice. bez obzira gdje su nastali. koji nisu navedeni 
u prethodnirn clancima ovog Ugovora. oporezuju se same u toj driavi. 

(2) Odredbe stavka 1. ne primjenjuju se na dohodak, osim na dohodak od nekretnina definiran 
u clanku 6. stavku 2., ako primatelj takvoga dohotka, koji je rezident driave 'ugovomice, 
posluje u drugoj driavi ugovomici putern stalne poslovne jedinice koja se u njo; nalazi iIi u 
toj drugoj driavi obavlja samostainu djelatnost iz stalnog sjedi5ta koje se u njoj nalazi, a 
pravo ili imovina na ternelju kojih se dohodak isplacuje stvamo su povezani stakvom 
stalnom poslovnom jedinicorn ili stalnim sjedistem. U takvom slueaju, prema potrebi, 
primjenjivat ce se odredbe clanka 7. ili clanka 14. 
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Clanak 22. 
IMOVINA 

(1) Imovina koja se sastoji od nekretnina, u smislu elanka 6 .. koju posjeduje rezident driave 
ugovomice, a nalazi se u drugoj driavi ugovomici, moze se oporezivati u toj drugoj driavi. 

(2) Imovina koja se sastoji od pokretnina koje eine dio poslovne imovine stalne poslovne 
jedinice koju drustvo jedne driave ugovornice ima u drugoj driavi ugovornici ili pokretnina 
koje pripadaju stalnom sjedistu sto stoji na raspolaganju rezidentu dliave ugovornice radi 
obavljanja samostalne djelatnosti u drugoj driavi ugovomici, moze se oporezivati u toj 
drugoj driavi. ' 

(3) Brodovi i zrakoplovi koji se koriste u medunarodnom premetu i rijecni brodovi keji se koriste 
u prometu na unutamjim plovnim putevima te pOkretnine koje sluze za koristenje 
pomorskih i rijecnih brodova i zrakoplova oporezuju se samo u driavi ugovomici u kojoj se 
nalazi sjediste stvarne uprave drustva. 

(4) Svi drugi sastavni dijelovi imovine rezidenta driave ugovomice oporezuju se samo u toj 
d..zavi. 

Clanak 23. . 
IZBJEGAVANJE DVOSTRUKOG OPOREZIVANJA 

(1) Ako se radi 0 rezidentu Austrije, dvostruko oporezivanje izbjegava se kake slijedi u 
nastavku: 

a) Kad rezident Austrije ostvari dohodak ili posjeduje imovinu koji se, u skladu 5 

odredbama ovog Ugovora, mogu oporezivati u Hrvatskoj, Austrija ce u skladu sa 
odredbama u tockama b) do d}, i stavka 3., izuzeti takav dohodak iIi imovinu od 
poreza. 

b) Kada rezident Austrije ostvari dijelove dohotka koji se u skladu s odredbama clanka 10. 
stavka 2. tocka a) i clanka 11. stavka 2., mogu oporezivati u Hrvatskoj, Austrija Ce 
odobriti kao odbitak od poreza na dohodak tog rezidenta iznos koji je jednak porezu 
placenom u Hrvatskoj. Takav odbitak, medutim, ne smije bit i veti od onoga dijela 
poreza koj; je utvrden prije odbitka. a koj; se moie pripisati onim dijelovima dohotka 
ostvarenim u Hrvatskoj. 

c) Dividende spomenute u clanku 10. stavku 2. tocka b} i platene od drustva rezidenta 
Hrvatske, drustvu koje je rezident Austrije. izuzet Ce se cd poreza u Austriji. bez obzira 
na promjene minimalnog udjela koji je potreban prema austrijskom zakonu. 

d) Dohodak koji ostvari rezident Austrije. a za koji se s austrijske strane smatra da je 
prema ovom Ugovoru oporeziv u Hrvatskoj. moze se usprkos tome oporezivati u 
Austriji. ako poslije vodenja postupka zajedniCkog dogovaranja Hrvatska izuzme takav 
dohodak od oporezivanja na temelju ovog Ugovora. 

(2) Ako se radi 0 rezidentu Hrvatske. dvostruko oporezivanje izbjegava se kako slijedi u 
nastavku: ' 

Kada rezident Hrvatske ostvari dohodak iIi posjeduje imovinu koji, u skladu s odredbama 
ovog Ugovora, mogu biti oporezivani u Austriji, Hrvatska ce odobriti: 

a) kao odbitak od poreza na dohodak tog rezidenta iznos koj; je jednak porezu na dohodak 
plaCen u Austriji. 

b) kao odbitak od poreza na imovinu tog rezidenta iznos koji je jednak porezu na imovinu 
placenu u Austriji. 
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Takav odbitak, u oba slucaja, medutim, ne smije biti veei od on09 dijela poreza na dohodak 
ili na imovinu koji je utvrden prije odbitka, a koji se moze, ovisno 0 slucaju, pripisati dohotku 
iIi imovini koji su oporezivi u Austriji. 

(3) Kad se u skladu 5 bilD kojom odredbom avog Ugovora, dohodak koji ostvari ili imovina u 
vlasnistvu rezidenta dri.ave ugovomice izuzimaju od poreza u taj dri.avi. ta drZava 
svejedno maze, pri obracunu iznosa poreza na preostali dohodak Bi imovinu takvoga 
rezidenta, uzeti u obracun izuzeti dohadak ili imovinu. 

Clanak 24. 
JEDNAKO POSTUPANJE 

(1) Driavljani driave ugovornice u drugoj driavi ugovornici ne smiju biti podvrgnuti nikakvu 
oporezivanju ili s tim povezanim obvezama koje su drukcije ili predstavljaju veei teret od 
oporezivanja j s time povezanim obvezama kojima podlijezu ili mogu podlijegati drfavljani 
druge drfave u istim okolnostima, posebno S obzirom na boraviste. Neovisno 0 odredbama 
clanka 1., ova se odredba primjenjuje i na osobe koje nisu rezidenti jedne ili obiju drZava 
ugovomica. 

(2) Stalna poslovna jedinica, koju drustvo drfave ugovornice ima u drugoj drfavi ugovornici, ne 
smije biti u toj drugoj driavi oporezivana nepovoljnije nego sto se oporezuju drustva te 
druge driave koja obavljaju iste djelatnosti. Ova se odredba ne moze tumaeiti tako da 
obvezuje driavu ugovornicu da rezidentima druge driave ugovomice, zbog gradanskog 
statusa il; obiteljskih obveza, odobrava osobne odbitke, olaksice i snizenja pr; oporezivanju 
koje odobrava vlastitim rezidentima, 

(3) Osim kad se primjenjuju odredbe elanka 9., clanka 11. stavka 6. ili clanka 12. stavka 4., 
kamate, autorske naknade i druge isplate koje druätvo driave ugovomice placa rezidentu 
druge driave ugovomice, u svrhe utvrdivanja oporezive dobiti takva drustva, odbijaju se 
pod istim uvjetima kao da su bite placene rezidentu prvospomenute drZave. Na slican 
naein, svaki dug drustva drfave ugovornice prema rezidentu druge driave ugovornice, u 
svrhe utvrdivanja oporezivog kapitala takvog drustva. odbija se pod istim uvjetima kao da je 
bio ugovoren s rezidentom prvospomenute drfave. 

(4) Drustva driave ugovomice, Cija je imovina u cijelosti i/i djelomicno u vlasnistvu ili pod 
izravnom iti neizravnom kontrolom jednog ili vise rezidenata druge drfave ugovornice, u 
prvospomenutoj drfavi ne podlijezu nikakvu oporezivanju ili stirn povezanim obvezama 
koje su drukcije ili predstavljaju veei teret od oporezivanja i s time povezanim obvezama 
kojima podlijezu ili mogu podlijegati sliena drustva prvospomenute drfave. 

Clanak 25. 
POSTUPAK ZAJEDNICKOG DOGOVARANJA 

(1) Ako jedna osoba smatra da postupci jedne i1i obiju drfava ugovornica kao posljedicu imaju 
ili ce imati oporezivanje koje nije u sk/adu s odredbama ovog Ugovora, ona moze, neovisno 
o pravnomu lijeku predvidenom u domaeem zakonodavstvu tih drfava, podnijeti zahtjev 
nadleznom tijelu driave ugovornice eiji je rezident ili, ako je njezin slucaj obuhvaeen 
clankom 24. stavkom 1., tijelu drZave ugovornice ciji je driavljanin. Postupak se mora 
pokrenuti u roku od tri godine cd saznanja za postupak koji je doveo do oporezivanja 
protivnog odredbama ovog Ugovora. 

(2) Ako nadlezno tijelo smatra da je prigovor opravdan i ako ga samostalno ne bude moglo 
njesiti na zadovoljavajuci nacin, nastojat Ce to uciniti u dogovoru s nadleznim tijelom druge 
drZave ugovornice, radi izbjegavanja oporezivanja koje nije u skladu s ovim Ugovorom. 
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Postignuti dogovor provest ce se u domacem zakonodavstvu drZava ugovornica, bez 
obzira na vremenska ogranieenja. 

(3) Nadlezna tijela drZava ugovomica nastojat ce zajednickim dogovorom rijesiti sve teskoce ili 
nejasnoce koje se pojave pri tumacenju ili primjeni ovog Ugovora. Ta se tijela mogu 
dogovarati i 0 uklanjanju dvostrukog oporezivanja u slucajevima koji nisu predviäeni ovim 
Ugovorom. 

(4) Nadlezna tijela drfava ugovomica mogu izravno medusobno izmjenjivati misljenja radi 
postizanja dogovora u smislu prethodnih stavaka. Ako radi postizanja dogovora treba 
obaviti usmenu razmjenu misljenja, to se maie uciniti putem komisije sastavljene od 
zastupnika nadleznih tijela drZava ugovornica. 

Clanak 26. 
RAZMJENA OBAVIJESTI 

(1) Nadlezna tijela drfava ugovomica razrnjenjuju obavijesti potrebne za provedbu odredaba 
ovog Ugovora ili dornacih propisa drZava ugovornica, koji se odnose na poreze 
obuhvaCene ovirn Ugovorom ako je oporezivanje, prema tim propisima, u skladu s ovim 
Ugovorom. Razmjena obavijesti nije ogranieena clankom 1. Svaka obavijest koju primi 
drfava ugovomica smatrat ce se tajnom kao i obavijesti dobivene prema domacim 
zakonima te drfave te se rnogu priopciti same osobarna ili tijelima (ukljucujuci sudove i 
upravna tijela) koji se bave odredivanjem ili ubiranjem, izvrsenjem iIi gonjenjem ili 
rjesavanjem zalbi glede poreza obuhvacenih ovim Ugovorom. Sporne nute osobe ili tijela 
koristit ce se ovim obavijestima same u navedene svrhe. One mogu otkrivati te obavijesti u 
javnom sudskom postupku ili u sudskoj odluci. 

(2) Odredbe stavka 1. ne mogu se ni u kojern slueaju tumaciti kao da driavi ugovomici 
namecu obvezu da: 

a) poduzima upravne mjere suprotne zakonima ili upravnoj praksi te ili druge drfave 
ugovomice, 

b) daje obavijesti koje se ne mogu dobiti prema propisima ili uobicajenom upravnom 
postupku te Bi druge driave ugovornice, 

c) daje obavijesti koje bi otkrile neku trgovacku, poslovnu, industrijsku, komercijalnu ili 
profesionalnu tajnu ili trgovacki postupak iIi obavijest eije bi priop6enje bllo suprotno 
javnom poretku. 

(3) Nacin primjene ovog clanka rijesit Ce se dogovorom izmedu Ministara financija. 

Clanak 27. 
CLANOVI DIPLoMATSKIH MISIJA I KONZULARNIH POSTAJA 

Odredbe ovog Ugovol'ä ne utjeeu na porezne povlastice clanova diplomatskih mlslJa iIi 
köhzularnih postaja predvidenih opCim pravilima medunarodnog prava iIi odredbama posebnih 
ugovora. . 

l:lanak 28. 
STUPANJE NA SNAGU 

Ovaj Ugovör stupa na snagu 30 dana od dana primitka zadnje obavijesti, diplomatskim putem, 
koja ukazuje na dovrsenje unutamjih pravnih postupaka predvidenih u svakoj driavi ugovomici 
2a stupanje na snagu ovog Ugovora. Ovaj Ugovor primjenjivat Ce se na dohodak stecen i 
imovinu posjedovanu tijekom poreznih godina koje pocinju na iIi nakön 1. sijeenja kalendarske 
godine koja slijedi iza godine u kojoj ovaj Ugovor stupa na snagu. 
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Clanak 29. 
OTKAZ 

Ovaj Ugovor ostaje na snazi neograniceno vrijeme, ali svaka dr.iava ugovornica maie 30. lipnja 
Bi prije 30. lipnja svake kalendarske godine nakon isteka razdoblja od pet godina od dana 
njegova stupanja na snagu, diplomatskim putem dostaviti drugoj dr.iavi ugovornici pismenu 
6bavijest 0 otkazu Ugovora. U tom slueaju ovaj Ugovor prestat ce se primjenjivati na dohodak 
steCen i imovinu posjedovanu za vrijeme poreznih godina na ili nakon 1. sijecnja kalendarske 
godine koja slijedi godinu u kojoj je dana obavijest 0 otkazu. 

U potvrdu tome su doljepotpisani iz dvije dr.iave ugovornice, pravomocno za to ovlasteni, 
potpisali ovaj Ugovor. 

27 

Sastavljeno u po dva istovjetna primjerka u J?WL dana ,tl4': ~ tf'P 
i to na njemackom, hrvatskom i engfeskom jeziku, pri Cemu su svi tekstovi jednako 
vjerodostojni. 

U sfucaju neslaganja u tumacenju mjerodavan je tekst na engleskom jeziku. 

Za Republiku Austriju Za Republiku Hrvatsku 
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PROTOKOL 

Prilikom potpisivanja Ugovora izmedu Republike Hrvatske i Republike Austrije 0 izbjegavanju 
dvostrukog oporezivanja porezima na dohodak i na imovinu. doljepotpisani su utvrdili da 
slijedeCe odredbe eine sastavni dio navedenog Ugovora: 

U pogledu clanka 10. i clanka 11.: 

Obje strane u ovom Ugovoru utvrdile su, ako Austrija smatra da su clanci 10. i 11. nepovoljniji u 
usporedbi s istim odredbama u Ugovoru zakljueenom izmedu Hrvatske i bilD koje druge zemlje 
clanice Europske Unije, ugovorne strane Ce bez odlaganja pristupiti pregovorimao ovim 
odredbama s namjerom otklanjanja takvih nepovoljnosti. 

Tumacenje Ugovora 

Podrazumijeva se da odredbe ovog Ugovora. koje su napravljene u skladu s odgovarajucim 
odredbama OECD-ovog Modela 0 izbjegavanju dvostrukog oporezivanja porezima na dohodak i 
na imovinu. opcenito racunajuci, imaju stoga isto znaeenje kako je to i naznaceno u OECD-ovim 
komentarima na OECD Model. Navedeni Komentari, kake i mogu biti izmijenjeni s vremena na 
vrijeme, imat ce prilikom tumaeenja znacenja prema BeckojKonvenciji 0 pravu medunarodnih 
ugovora od 23. svibnja 1969. godine. 

U potvrdu tome su pravomocno za to ovlasteni potpisali ovaj Protokol. 

Sastavljeno u po dva istovjetna primjerka u ~ dana :Z 4. o<f. i{l i 
to na njemackom, hrvatskom i engleskom jeziku, pri cemu su svi tekstovi jednako vjerodostojni. 
U slucaju neslaganja u tumacenju mjerodavan je tekst na engleskom jeziku. 

Za Republiku Hrvatsku 

~g:=:~ 
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AGREEMENT 
BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRlA AND THE REPUBLIC OF CROATIA FOR 

THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO TAXES ON 
INCOME AND ON CAPITAL 

The Republic of Austria and the Republic of Croatia, desiring to concIude an Agreement for the 
avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on capital, 

Have agreed as follows: 
Article 1 

PERSONALSCOPE 
This Agreement shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting States. 

Article 2 
TAXESCOVERED 

1. This Agreement shall apply to taxes on income and on eapital imposed on behalf of a Contraeting 
State or of its political subdivisions or loeal authorities, irrespeetive of the manner in which they are 
levied. 

2. There shall be regarded as taxes on income and on eapital aIl taxes imposed on total ineome, on 
total eapital, or on elements of ineome or of capital, including taxes on gains from the alienation of 
movable or immovable property, taxes on the total amounts of wages or salaries paid by enterprises as 
weIl as taxes on capital appreeiation. 

3. The existing taxes to which the Agreement shaIl apply are in particular: 
(a) in Austria: 

(i) the income tax (die Einkommensteuer); 
(ii) the corporation tax.(die Körpersehaftsteuer); 

(iii) the land tax (die Grundsteuer); 
(iv)the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und forstwirtsehaft­

lichen Betrieben), and 
(v) the tax on the value of vaeant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grund­

stücken); 
(b) in Croatia: 

(i) the profit tax, and 
(ii) the ineome tax. 

4. The Agreement shall apply also to any identical or substantially similar taxes which are imposed 
after the date of signature of the Agreement in addition to, or in place of, the existing taxes. The 
eompetent authorities of the Contracting States shallnotify each other of any substantial ehanges whieh 
have been made in their respective taxation laws. 

Article 3 
GENERAL DEFINITIONS 

1. For the purposes of this Agreement, unless the eontext otherwise requires: 
(a) the term "Austria" means the Republic of Austria; . 
(b) the term "Croatia" means the territory of the Republic of Croatia as weIl as those maritime areas 

adjaeent to the outer limit of territorial sea, including seabed and sub-soil thereof, over which the 
Republie of Croatia in aeeordanee with internationallaw and the laws of the Republie of Croatia 
exercises its sovereign rights and jurisdietion; 

(e) the term "person" includes an individual, a eompany and any other body of persons; 
(d) the term "eompany" means any body eorporate or any entity which is treated as a body eorporate 

for tax purposes; 
(e) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other Contraeting State" mean 

respectively an enterprise earried on by a resident of a Contraeting State and an enterprise earried 
on by a resident of the other Contracting State; 

(f) the term "international traffie" means any transport by a ship or aircraft operated by an enterprise 
which has its plaee of effective management in a Contraeting State, exeept when the ship or 
aircraft is operated solely between places in the other Contracting State; 

(g) the term "eompetent authority" means: 
(i) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised representative; 

(ii) in Croatia: the Minister of Finance or his authorised representative; 
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(h) the term "national" means: 
(i) any individual possessing the citizenship of a Contracting State; 

(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from the laws in force in 
a Contracting State. 

2. As regards the application of the Agreement by a Contracting State any term not defined therein 
shall, unless the context otherwise requires, have the meaning which it has under the law of that State 
concerning the taxes to which the Agreement applies. 

Article 4 

RESIDENT 

1. For the purposes of this Agreement, the term "resident of a Contracting State" means any person 
who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile, residence, place of 
management, place of incorporation or any other criterion of a similar nature, and also includes that State 
and any political subdivision or local authority thereof. This term, however, does not include any person 
who is liable to tax in that State in respect only of income from sources in that State or capital situated 
therein. 

2. Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both Contracting 
States, then his status shall be determined as folIows: 

(a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a permanent horne available 
to hirn; if he has a permanent horne available to hirn in both States, he shall be deemed to be a 
resident only of the State with which his personal and economic relations are closer (centre of 
vital interests); 

(b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or if he has not a 
permanent horne available to hirn in either State, he shall be deemed to be a resident only of the 
State in which he has an habitual abode; 

(c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be deemed to be a 
resident only of the State of which he is anational; 

(d) if he is anational of both States or of neither of them, the competent authorities of the 
Contracting States shall endeavour to settle the question by mutual agreement. 

(3) Where by reason of the provisions of paragraph I a person other than an individual is a resident 
of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident of the State in which its place of 
effective management is situated. 

Article 5 

PERMANENT ESTABLISHMENT 

1. For the purposes of this Agreement, the term "permanent establishment" means a fixed place of 
business through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on. 

2. The term "permanent establishment" includes especially: 
(a) a place of management; 
(b) a branch; 
(c) an office; 
(d) a factory; 
(e) a workshop, and 
(f) a mine, an oil or gas weIl, a quarry or any other place of extraction of natural resources. 

3. A building site or construction or installation project constitutes a permanent establishment only if 
it lasts more than twelve months. 

4. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term "permanent establishment" shall 
be deemed not to include: 

(a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or merchandise 
belonging to the enterprise; 

(b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the 
purpose of storage, display or delivery; 

(c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the 
purpose of processing by another enterprise; 
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(d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing goods or 
merchandise or of collecting information, for the enterprise; 

(e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, for the 
enterprise, any other activity of apreparatory or auxiliary character; 

(f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities mentioned in 
sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity of the fixed place of business resulting 
from this combination is of apreparatory or auxiliary character. 

5. Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other than an agent of an 
independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf of an enterprise and has, and 
habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude contracts in the name of the 
enterprise, that enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that State in respect of 
any activities which that person undertakes for the enterprise, unless the activities of such person are 
limited to those mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business,' would not 
make this fixed place of business a permanent establishment under the provisions of that paragraph. 

6. An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a Contracting State merely 
because it carries on business in that State through a broker, general commission agent or any other agent 
of an independent status, provided that such persons are acting in the ordinary course of their business. 

7. The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is controlled by a 
company which is a resident of the other Contracting State, or which carries on business in that other State 
(whether through a permanent establishment or otherwise), shall not of itself constitute either company a 
permanent establishment of the other. 

Article 6 

INCOME FROM IMMOV ABLE PROPERTY 

1. Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property (incIuding income 
from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may be taxed in that other State. 

2. The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the law of the 
Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case incIude property 
accessory to immovable property, livestock and equipment used in agriculture and forestry, rights to 
which the provisions of generallaw respecting landed property apply, usufruct of immovable property and 
rights to variable or fixed payments as consideration for the working of, or the right to work, mineral 
deposits, sources and other natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable 
property. 

3. The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, letting, or use in 
any other form of immovable property. 

4. The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from immovable property of 
an enterprise and to income from immovable property used for the performance of independent personal 
services. 

Article 7 

BUSINESS PROFITS 

1. The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State unless the 
enterprise carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated 
therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the 
other State but only so much of them as is attributable to that permanent establishment. 

2. Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State carries on 
business in the other Contracting State through a permanent establishment situated therein, there shall in 
each Contracting State be attributed to that permanent establishment the profits which it might be 
expected to make if it were a distinct and separate enterprise engaged in the same or similar activities 
under the same or similar conditions and dealing wholly independently with the enterprise of which it is a 
permanent establishment. 

3. In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as deductions 
expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, inc1uding executive and 
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general administrative expenses so incurred, whether in the State in whieh the permanent establishment is 
situated or elsewhere. 

4. Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be attributed to a 
permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits of the enterprise to its 
various parts, nothing in paragraph 2 shall prec1ude that Contracting State from determining the profits to 
be taxed by such an apportionment as may be customary; the method of apportionment adopted shall, 
however, be such that the result shall be in accordance with the principles contained in this Artieie. 

5. No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere purchase by that 
permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise. 

6. For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the permanent 
establishment shall be determined by the same method year by year unless there is good and suffieient 
reason to the contrary. 

7. Where profits inc1ude items of income which are dealt with separately in other Artieies of this 
Agreement, then the provisions of those Artieies shall not be affected by the provisions of this Artic1e. 

8. The term "profits" as used in this Artic1e inc1udes the profits derived by any partner from his 
partieipation in a partnership and, in the case of Austria, from a partieipation in a sleeping partnership 
(Stille Gesellschaft) created under Austrian law. 

Article 8 

SHIPPING, INLAND WATERWAYS TRANSPORT AND AIR TRANSPORT 

1. Profits from the operation of ships or aircraft in international traffic shall be taxable only in the 
Contracting State in which the place of effective management of the enterprise is situated. 

2. Profits from the operation of boats engaged in inland waterways transport shall be taxable only in 
the Contracting State in whieh the place of effective management of the enterprise is situated. 

3. If the place of effective management of a shipping enterprise or of an inland waterways transport 
enterprise is aboard a ship or boat, then it shall be deemed to be situated in the Contracting State in whieh 
the horne harbour of the ship or boat is situated, or, if there is no such horne harbour, in the Contracting 
State of which the operator of the ship or boat is a resident. 

4. The provisions of paragraph Ishall also apply to profits from the participation in a pool, a joint 
business or an international operating agency. 

Article 9 

ASSOCIA TED ENTERPRISES 

Where 
(a) an enterprise of a Contracting State participates direct1y or indirectly in the management, control 

or capital of an enterprise of the other Contracting State, or 
(b) the same persons participate direct1y or indirect1y in the management, control or capital of an 

enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other Contracting State, 
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their commercial or 
financial relations which differ from those whieh would be made between independent enterprises, then 
any profits which would, but for those conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by reason of 
those conditions, have not so accrued, may be inc1uded in the profits of that enterprise and taxed 
accordingl y . 

Article 10 

DIVIDENDS 

1. Dividends paid by a company whieh is a resident of a Contracting State to a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other State. 

2. (a) However, such dividends mayaiso be taxed in the Contracting State of which the company 
paying the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the recipient is the 
beneficial owner of the dividends the tax so charged shall not exceed 15 per cent of the gross 
amount of the dividends. 

(b) If the beneficial owner is a company (other than a partnership) which holds direct1y at least 
10 per cent of the capital of the company paying the dividends, such dividends shall, subject to 
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the provisions of subparagraph c of paragraph 1 of Article 23, be taxable only in the Contracting 
State of which the beneficial owner of the dividends is a resident. 

This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of which the 
dividends are paid. 

3. The term "dividends" as used in this Article means income from shares, 'jouissance" shares or 
"jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, not being debt-claims, participating in 
profits, as weIl as income from other corporate rights which is subjected to the same taxation treatment as 
income from shares by the laws of the State of which the company making the distribution is a resident. 

4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the dividends, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident, through a permanent establishment situated therein, or 
performs in that other State independent personal services from a fixed base situated therein, and the 
holding in respect of which the dividends are paid is effectively connected with such permanent 
establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, 
shall apply. 

5. Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income from the 
other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends paid by the company, 
except insofar as such dividends are paid to a resident of that other State or insofar as the holding in 
respect of which the dividends are paid is effectively connected with a permanent establishment or a fixed 
base situated in that other State, nor subject the company's undistributed profits to a tax on the company's 
undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of 
profits or income arising in such other State. 

Article 11 

INTEREST 

1. Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State may be 
taxed in that other State. 

2. However, such interest may also be taxed in the Contracting State;: in which it arises and according 
to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident of the other Contracting 
State, the tax so charged shall not exceed 5 per cent of the gross amount of the interest. The competent 
authorities of the Contracting States shall by mutual agreement settle the mode of application of this 
limitation. 

3. The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every kind, whether 
or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to participate in the debtor's profits, and in 
particular, income from government securities and income from bonds or debentures, including premiums 
and prizes attaching to such securities, bonds or debentures. Penalty charges for late payment shall not be 
regarded as interest for the purpose of this Article. 

4. The provisions of paragraph 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the interest, being a 
resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the interest 
arises, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent 
personal services from a fixed base situated therein, and the debt-claim in respect of which the interest is 
paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions 
of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 

5. Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of that State. 
Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a Contracting State or not, has 
in a Contracting State a permanent establishment or a fixed base in connection with which the 
indebtedness on which the interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent 
establishment or fixed base, then such interest shall be deemed to arise in the State in which the 
permanent establishment or fixed base is situated. 

6. Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or between 
both of them and some other person, the amount of the interest, having regard to the debt-claim for which 
it is paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner 
in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned 
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amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each 
Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Agreement. 

Article 12 

ROYALTIES 

1. Royalties ansmg in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the other 
Contracting State shall be taxable only in that other State. 

2. The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind received as a 
consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or scientific work 
including cinematograph films, any patent, trade mark, design or model, plan, secret formula or process, 
or for information concerning industrial, commercial or scientific experience. 

3. The provisions of paragraph 1 shaII not apply if the beneficial owner of the royalties, being a 
resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the royaIties 
arise, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent 
personal services from a fixed base situated therein, and the right or property in respect of which the 
royaIties are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case 
the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply. 

4. Where, by reason of a special relations hip between the payer and the beneficial owner or between 
both of them and some other person, the amount of the royalties, having regard to the use, right or 
information for which they are paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the 
payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall 
apply only to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments shall remain 
taxable according to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other provisions of 
this Agreement. 

Article 13 

CAPITAL GAINS 

1. Gains derived by a residentof a Contracting State from the alienation of immovable property 
referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may be taited in that other State. 

2. Gains from the alienation of movable property forming part of the business property of a 
permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or 
of movable property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other 
Contracting State for the purpose of performing independent persoriill services including such gains from 
the alienation of such a permanent establishment (alone or with the whole ertterprise) or of such fixed 
base, may be taxed in that other State. 

3. Gains from the aiienation of ships or alrcraft operated in international traffic, boats engaged in 
inland watetways transport or movable property pertaining to the operation of such ships, aircraft or boats, 
shall be taxable only in the Contracting State in which the place 6f effective management of tbe eilterprise 
is situated. 

4. Gains from the alienation of any property other than that referred to in paragraphs i, 2 and 3, shaIl 
be taxable only in the Cöntracting State of which the aIienator is a resident. 

Article 14 

INDEPENDENT PERSONAL SERVICES 

1. Income derived by a resident of a Contracting State in respect of professional services or other 
äctivities of an independent character shaIl be taxable only in that State unless he has a fixed base 
regularly available to hitn in the other Contracting State for the purpose of performing his activities. If he 
has such a fixed base, the income may be taxed in the other State but only so much of it as is attributable 
to that fixed base. 

2. The term "professional services" includes especially independent scientific, literary, artistic, 
educational or teaching activities as weIl as the independent activities of physicians, lawyers, engineers, 
architects, dentists and accountants. 
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ArticIe 15 

DEPENDENT PERSONAL SERVICES 

35 

1. Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other similar remuneration 
derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment shall be taxable only in that State 
unless the employment is exercised in the other Contracting State. If the employment is so exercised, such 
remuneration as is derived therefrom may be taxed in that other State. 

2. Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of a 
Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State shall be taxable 
only in the first-mentioned State if: 

(a) the recipient is present in the other State for aperiod or periods not exceeding in the aggregate 
183 days in the calendar year concerned, and 

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident of the other State, 
and . 

(c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base which the employer 
has in the other State. 

3. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in respect of an 
employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic, or aboard a boat engaged 
in inland waterways transport, may be taxed in the Contracting State in which the place of effective 
management of the enterprise is situated. 

Article 16 

DIRECTORS' FEES 

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in his capacity 
as a member of the board of directors of a company which is a resident of the other Contracting State may 
be taxed in that other State. 

ArticIe 17 

ARTISTES AND SPORTSMEN 

1. Notwithstanding the provisions of Articles 14 and 15, income derived by a resident of a 
Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television artiste, or a 
musician, or as asportsman, from his personal activities as such exercised in the other Contracting State, 
may be taxed in that other State. 

2. Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or asportsman in his 
capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to another person, that income 
may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, be taxed in the Contracting State in which 
the activities of the entertainer or sportsman are exercised. 

Article 18 

PENSIONS 

Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other sirnilar remuneration paid 
to a resident of a Contracting State in consideration of past employment shall be taxable only in that State. 

Article 19 

GOVERNMENT SERVICE 

1. (a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by a Contracting 
State or a political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of services 
rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only in that State. 

(b) However, such salaries, wages and other sirnilar remuneration shall be taxable only in the other 
Contracting State if the services are rendered in that State and the individual is a resident of that 
State who: 
(i) is anational of that State; or 

(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of rendering the services. 

354 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 35 von 41

www.parlament.gv.at



36 354 der Beilagen 

2. (a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a political subdivision 
or a local authority thereof to an individual in respect of services rendered to that State or 
subdivision or authority shall be taxable only in that State. 

(b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if the individual is a 
resident of, and anational of, that State. 

3. The provisions of paragraph 1 of this Article shall Iikewise apply in respect of remuneration paid 
to the Austrian Foreign Trade Commissioner in Croatia and to the members of the staff of that Austrian 
Foreign Trade Commissioner as weil as to the Croatian Foreign Trade Commissioner in Austria and to the 
members of the staff of that Croatian Foreign Trade Commis si on er. 

4. The provisions of Articles 15, 16, 17 and 18 shall apply to salaries, wages and other similar 
remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a business carried on by 
a Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof. 

Article 20 

STUDENTS 

Payments which a student or business apprentice who is or was imrnediately before visiting a 
Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in the first-mentioned State 
solely for the purpose of his education or training receives for the purpose of his maintenance, education 
or training shall not be taxed in that State, provided that such payments arise from sources outside that 
State. 

Article 21 

OTHERINCOME 

1. Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with in the 
foregoing Articles of this Agreement shall be taxable only in that State. 

2. The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from imrnovable 
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, being a resident of a 

. Contracting State, carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment 

. situated therein, or performs in that other State independent personal services from a fixed base situated 
therein, and the right or property in respect of which the income is paid is effectively connected with such 
permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case 
may be, shall apply. 

Article 22 

CAPITAL 

1. Capital represented by imrnovable property referred to in Article 6, owned by a resident of a 
Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in that other State. 

2. Capital represented by movable property forming part of the business property of a permanent 
establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or by movable 
property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other Contracting 
State for the purpose of performing independent personal services, may be taxed in that other State. 

3. Capital represented by ships and aircraft operated in international trafflc and by boats engaged in 
inland waterways transport, and by movable property pertaining to the operation of such ships, aircraft 
and boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the pI ace of effective management ofthe 
enterprise is situated. 

4. All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only in that State. 

Article 23 

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 

1. In the case of a resident of Austria, double taxation shall be avoided as folIows: 
(a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in accordance with the 

provisions of this Agreement may be taxed in Croatia, Austria shaIl, subject to the provisions of 
subparagraphs b) to d) and to paragraph 3, exempt such income or capital from tax. 

(b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance with the provisions of 
subparagraph a) of paragraph 2 of Article 10 and paragraph 2 of Arücle 11, may be taxed in 
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Croatia, Austria shall allow as adeduction from the tax on the income of that resident an amount 
equal to the tax paid in Croatia. Such deduction shall not, however, exceed that part of the tax, as 
computed before the deduction is given which is attributable to such items of income derived 
from Croatia. 

(c) Dividends covered by subparagraph b) of paragraph 2 of Article 10 and paid by a company which 
is a resident of Croatia to a company which is a resident of Austria shall, subject to the relevant 
provisions of the domestic law of Austria but irrespective of any deviating minimum holding 
requirements of that law, be exempt from tax in Austria. 

(d) Income derived by a resident of Austria which is considered by Austria to be taxable under this 
Agreement in Croatia may nevertheless be taxed in Austria if, after the conduct of a mutual 
agreement procedure, Croatia exempts that income from tax by virtue of this Agreement. 

2. In the case of a resident of Croatia double taxation shall be avoided as follows: 
Where a resident of Croatia derives income or owns capital which, in accordance with the provisions of 
this Agreement, may be taxed in Austria, Croatia shall aIlow: 

(a) as adeduction from the tax on the income of that resident an amount equal to the income tax paid 
in Austria; 

(b) as adeduction from the tax on the capital of that resident an amount equal to the capital tax paid 
in Austria 

Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income tax or capital tax, as 
computed before the deduction is given, which is attributable, as the case may be, to the income or the 
capital which may be taxed in Austria. 

3. Where in accordance with any provision of the Agreement income derived or capital owned by a 
resident of a Contracting State is exempt from tax in that State, such State may nevertheless, in calculating 
the amount of tax on the remaining income or capital of such resident, take into account the exempted 
income or capital. 

Article 24 

NON-DISCRIMINATION 
1. Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State to any 

taxation or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome than the taxation 
and connected requirements to which nationals of that other State in the same circumstances, in particular 
with respect to residence, are or may be subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of 
Article 1, also apply to persons who are not residents of one or both of the Contracting States. 

2. The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the 
other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than the taxation levied on 
enterprises of that other State carrying on the same activities. This provision shall not be construed as 
obliging a Contracting State to grant to residents of the other Contracting Stäte any personal allowances, 
reliefs and reductions for taxation purposes on account of civil status or farnily responsibilities which it 
grants to its own residents. 

3. Except where the provisions of Article 9, paragraph 6 of Article 11, or paragraph 4 of Article 12, 
apply, interest, royalties and other disbursements paid by an enterprise of a Contracting State to a resident 
of the other Contracting State shall, for the purpose of deterrnining the taxable profits of such enterprise, 
be deductible under the same conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned State. 
Sirnilarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State 
shall, for the purpose of deterrnining the taxable capital of such enterprise, be deductible under the same 
conditions as if they had been contracted to a resident of the first-mentioned State. 

4. Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or controlled, 
directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, shall not be subjected in the 
first-mentioned State to any taxation or any requirement connected therewith which is other or more 
burdensome than the taxation and connected requirements to which other sirnilar enterprises of the first­
mentioned State are or may be subjected. 

Article 25 

MUTUALAGREEMENTPROCEDURE 
1. Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States result or will 

resuit for hirn in taxation not in accordance with the provisions of this Agreement, he may, irrespective of 
the remedies provided by the domestic law of those States, present his case to the competent authority of 
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the Contracting State of which he is a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 24, to 
that of the Contracting State of which he is anational. The case must be presented within three years from 
the first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the 
Agreement. 

2. The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified and if it is not 
itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement with the competent 
authority of the other Contracting State, with a view to the avoidance of taxation which is not in 
accordance with the Agreement. Any agreement reached shall be implemented notwithstanding any time 
limits in the domestic law of the Contracting States. 

3. The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by mutual 
agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of the Agreement. They 
mayaiso consult together far the elimination of double taxation in cases not provided for in the 
Agreement. 

4. The competent authorities of the Contracting States may communieate with each other directly for 
the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding paragraphs. When it seems advisable 
in order to reach agreement to have an oral exchange of opinions, such exchange may take place through a 
Comrnission consisting of representatives of the competent authorities of the Contracting States. 

Article 26 

EXCHANGE OF INFORMATION 

1. The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information as is 
necessary for carrying out the provisions of this Agreement or of the domestie law of the Contracting 
States concerning taxes covered by the Agreement insofar as the taxation thereunder is not contrary to the 
Agreement. The exchange of information is not restricted by Artieie 1. Any information received by a 
Contracting State shall be treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic 
laws of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative 
bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, or 
the determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Agreement. Such persons or 
authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose the information in public 
court proceedings or in judieial decisions. 

2. In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a Contracting State 
the obligation: 

(a) to carry out administrative measures at variance with the laws and administrative practice of that 
or of the other Contracting State; 

(b) to supply information whieh is not obtainable under the laws or in the normal course of the 
administration of that or of the other Contracting State; 

(c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, comrnercial or 
professional secret or trade process, or information, the disclosure of which would be contrary to 
public policy (ordre public). 

3. The mode of application of this Artic1e has to be settled by an administrative arrangement between 
the Ministers of Finance. 

Article 27 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 

Nothing in this Agreement shal1 affect the fiscal privileges of members of diplomatie missions or 
consular posts under the general mIes of internationallaw or under the provisions of special agreements. 

Article 28 

ENTRY INTO FORCE 

This Agreement shall enter into force thirty days after the date of the latter notification through 
diplomatie channels indicating the completion of internallegal procedures determined in each Contracting 
State for the entry into force of this Agreement. This Agreement shall have effect in respect of income 
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derived or capital owned during the taxable years beginning on or after the first day of lanuary in the 
calendar year next following that in which thisAgreement enters into force. 

ArticIe 29 

TERMINATION 

This Agreement shall remain in force indefinitely but either of the Contracting States may, on or 
before the thirtieth day of lune in any calendar year beginning after the expiration of a perioq of five years 
from the date of its entry into force, give written notice of termination to the other Contracting State 
through diplomatic channels. In such event, this Agreement shall cease to have effect in respect of taxes 
on income derived and on capital owned during the taxable years beginning on or after the first day of 
lanuary in the calendar year next following that in which the notice of termination is given. 

IN WITNESS WHEREOF the Undersigned of the two Contracting States, duly authorised thereto, 
have signed this Agreement. 

DONE in duplicate in Vienna on the 21 September 2000, in the German, Croatian and English 
languages, each text being equally authentic. In the case of divergence of interpretation the English text 
shall prevail. 

For the Republic of Austria: 

Ferrero-WaIdner 

For the Republic of Croatia: 

Picula 
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PROTOCOL 
At the moment of signing the Agreement between the Republic of Austria and the Republic of Croatia for 
the avoidance of double taxation with respect to taxes on income and on capital, the undersigned have 
agreed that the following provisions shall form an integral part of the Agreement: 

With reference to the Articles 10 and 11: 

The Parties to this Agreement have agreed that if Austria considers Articles 10 and 11 to be 
discriminatory in comparison to the corresponding provisions in Agreements concluded between Croatia 
and any other Member State of the European Union, the Contracting Parties will re-negotiate without 
delay those provisions with the aim to remove such discrimination. 

Interpretation of the Agreement 

It is understood that provisions of the Agreement wh ich are drafted according to the corresponding 
provisions of the OECD Model Convention on income and on capital shall generally be expected to have 
the same meaning as expressed in the OECD Commentaries thereon. The Commentaries - as they may be 
revised from time to time - constitute a means of interpretation in the sense of the Vienna Convention of 
23 May 1969 on the Law of Treaties. 

IN WITNESS WHEREOF the Undersigned, duly authorised thereto have signed this Protocol. 

DONE in duplicate in Vienna on the 21 September 2000, in the German, Croatian and English languages, 
each text being equally authentie. In the case of divergence of interpretation the English text shall prevail. 

For the Republic of Austria: 

Ferrero-Waldner 

For the Republic of Croatia: 

Picula 

354 der Beilagen XXI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)40 von 41

www.parlament.gv.at



Problem: 

354 der Beilagen 

Vorblatt 

41 

Zwischen der Republik Österreich und der Republik Kroatien besteht derzeit kein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung. Der Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen macht jedoch den 
Abschluß eines solchen Abkommens erforderlich. 

Ziel: 

Durch das Abkommen soll die auf Grund der Überschneidung der nationalen Steuerrechte Österreichs und 
Kroatiens bewirkte- Doppelbesteuerung in einer der internationalen Steuervertragspraxis entsprechenden 
Weise beseitigt werden. 

Inhalt: 

Das Doppelbesteuerungsabkommen orientiert sich inhaltlich an Grundsätzen, die vorn Fiskalausschuß der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) erarbeitet wurden und 
mittlerweile internationale Anerkennung gefunden haben. 

Alternativen: 

Keine. 

Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Die Attraktivität Österreichs als Zielland für Investitionen wird erhöht, weil teuere Rechtsstreitigkeiten 
verkürzt oder überhaupt vermieden werden können. 

Kosten: 

Es sind keine nennenswerten Kosten zu erwarten. 

Konformität mit EU-Recht: 

Die Vereinbarkeit mit dem EU-Recht ist gegeben, da die Mitgliedstaaten weiterhin grundsätzlich zum 
Abschluß solcher Abkommen zuständig sind. Ein den Gegenstand des Abkommens abPeckendes 
Übereinkommen der EU besteht nicht. 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz B-VG: 
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